
Der Beschuldigte wurde am 10. Oktober 1967 durch das 
Kreisgericht O. wegen Diebstahls zum Nachteil gesell­
schaftlichen Eigentums zu sechs Monaten Gefängnis 
und am 15. November 1968 durch das Kreisgericht P. 
wegen Betruges zum Nachteil persönlichen Eigentums 
zu einer Freiheitsstrafe von zehn Monaten verurteilt.
In diesem Beispiel ist die Anführung der Vorstrafen 
zur Begründung der Tatbestandsmäßigkeit des § 181 
Abs. 1 Ziff. 4 StGB erforderlich.

Die Begründung der gesetzlichen Haftgründe

1. Der Haftgrund des Fluchtverdachts erfordert zur Be­
gründung, daß Tatsachen angeführt werden, aus denen 
zu schließen ist, daß der Beschuldigte oder Angeklagte 
entfliehen oder sich verbergen wird, um sich der Straf­
verfolgung zu entziehen. Zur Begründung dürfen nur 
solche Tatsachen herangezogen werden, die die Erwar­
tung rechtfertigen, daß der Beschuldigte oder Ange­
klagte bestehende Möglichkeiten der Flucht oder des 
Verbergens nutzen werde. Eine Fluchtabsicht braucht 
dem Beschuldigten oder Angeklagten nicht nachgewie­
sen zu werden (Ziff. 3.1.1. der Richtlinie Nr. 27).

B e i s p i e l  :

Die Anordnung der Untersuchungshaft ist gemäß § 122 
Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 Ziff. 1 StPO gesetzlich begründet, 
weil der Beschuldigte durch sein Verhalten die Erwar­
tung rechtfertigt, daß er sich der Strafverfolgung durch 
die Flucht entziehen wird. Er hat, nachdem ihm die 
Einleitung des Strafverfahrens bekannt geworden war, 
wertvolle Gegenstände seines Hausrats veräußert und 
sich in der Zeit vom 20. bis 25. Mai 1970 spezielle 
Kenntnis über den Grenzverlauf und Grenzsicherungs­
anlagen verschafft.
Wird der Fluchtverdacht auf § 122 Abs. 2 Ziff. 2 bis 4 
StPO gestützt, dann müssen die entsprechenden Tat­
sachen unter Hervorhebung der gesetzlichen Merk­
male konkret angeführt werden (Ziff. 3.1.2. der Richt­
linie Nr. 27).

B e i s p i e l :
Der Beschuldigte gibt an, Bürger der DDR zu sein und 
zuletzt in Y. gewohnt zu haben. Er führt keine Per­
sonalpapiere bei sich. Eine Rückfrage beim Volkspoli­
zeikreisamt ergab, daß er in Y. nie polizeilich gemeldet 
war.
2. Der Haftbefehl kann auf den Haftgrund der Ver­
dunklungsgefahr gestützt werden, wenn Tatsachen be­
kannt sind, die erwarten lassen, daß der Beschuldigte 
oder Angeklagte Möglichkeiten zur Verdunklung des 
Sachverhalts nach § 122 Abs. 3 Ziff. 1 oder 2 StPO nut­
zen wird (Ziff. 3.2. der Richtlinie Nr. 27). Diese Tat­
sachen sind in der Begründung des Haftbefehls kon­
kret zu nennen.

B e i s p i e l :
Der Beschuldigte hat, nachdem ihm die Einleitung des 
Ermittlungsverfahrens bekannt wurde, Geschäftspapiere 
(90f. genau bezeichnen, z.B. Rechnungen, Preiskalku­
lationen u. ä.) vernichtet. Weitere Geschäftspapiere, die 
ihn belasten könnten, hält der Beschuldigte verborgen. 
Er hat in zwei Fällen Mitarbeiter des Betriebes Z. an­
gesprochen und von ihnen verlangt, hinsichtlich der 
Grundlagen der Preiskalkulation nicht der Wahrheit 
entsprechende Angaben zu machen.
Außerhalb der gesetzlichen Regelung der Verdunk­
lungshandlungen liegende Umstände berechtigen nicht 
zur Anwendung des Haftgrundes der Verdunklungs­
gefahr. Sie dürfen daher auch nicht in den Haftbefehl 
aufgenommen werden.
3. Der Haftgrund des Verbrechens (§ 122 Abs. 1 Ziff. 2 
StPO) ist erfüllt, wenn dringende Verdachtsgründe 
bestehen, daß der Beschuldigte oder Angeklagte ein

Verbrechen begangen hat (Ziff. 3.3. der Richtlinie 
Nr. 27). Erfüllt die dem Beschuldigten oder Angeklagten 
zur Last gelegte vorsätzlich begangene gesellschaftsge­
fährliche Handlung bereits im Grundtatbestand die 
Merkmale eines Verbrechens i. S. des § 1 Abs. 3 Satz 1 
StGB (z. B. Mord gemäß § 112 Abs. 1 StGB), so genügt 
im Haftbefehl zur Begründung der Hinweis, daß der 
dargelegte Sachverhalt ein Verbrechen i. S. von § 1 
Abs. 3 Satz 1 StGB ist.
Wird die dem Beschuldigten oder Angeklagten zur 
Last gelegte Handlung erst dadurch zum Verbrechen, 
daß nicht nur der Grundtatbestand, sondern die Tat­
bestandsmerkmale einer qualifizierten Strafrechtsnorm 
erfüllt sind, so sind diese Merkmale bereits in der Dar­
stellung des Sachverhalts hervorzuheben. Wenn z. B. 
dem Lagerverwalter eines volkseigenen Betriebes zur 
Last gelegt wird, sich im Laufe von drei Jahren aus 
dem von ihm verwalteten Lager Gegenstände im Werte 
von 25 000 Mark rechtswidrig angeeignet zu haben, 
müßte die Begründung des Haftgrundes des Verbre­
chens etwa wie folgt lauten:
Durch die Handlungen, deren der Beschuldigte dringend 
verdächtig ist, hat er dem sozialistischen Eigentum 
einen schweren Schaden zugefügt und damit den Tat­
bestand eines Verbrechens gemäß §162 Abs. 1 Ziff. 1 
StGB erfüllt. Die Anordnung der Untersuchungshaft 
ist deshalb gemäß § 122 Abs. 1 Ziff. 2 StPO gerecht­
fertigt.
Das StGB droht für eine Reihe von vorsätzlich began­
genen Straftaten Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit an, die sie je nach dem Grad der Ge­
sellschaftswidrigkeit bzw. Gesellschaftsgefährlichkeit 
sowohl als Vergehen als auch Verbrechen charakteri­
sieren können. Ist der Beschuldigte oder Angeklagte 
einer solchen Straftat dringend verdächtig und soll der 
Haftgrund des Verbrechens angewandt werden, so sind 
bereits bei der Schilderung des Sachverhalts die Merk­
male hervorzuheben, die die Anwendung des Haft­
grundes des Verbrechens rechtfertigen. So wäre .z. B. 
bei einem Raub hervorzuheben, daß der Beschuldigte 
große Intensität bei der Vorbereitung der Tat aufge­
wandt hat (das müßte im Einzelfall näher beschrieben 
werden) oder daß er im erheblichen Umfang Gewalt 
gegen den Geschädigten angewandt und diesem be­
deutende Körperverletzungen zugefügt hat.

B e i s p i e l :
Der Beschuldigte hat im erheblichen Umfang Gewalt 
gegen den Geschädigten angewandt und diesem nicht 
unerhebliche Verletzungen zugefügt. Diese Handlung 
stellt eine schwerwiegende Mißachtung der Gesetzlich­
keit dar, und es ist deshalb der Ausspruch einer Frei­
heitsstrafe von über zwei Jahren zu erwarten. Die An­
ordnung der Untersuchungshaft ist daher gemäß § 122 
Abs. 1 Ziff. 2 StPO gerechtfertigt.
Ergibt sich die Entscheidung darüber, ob der dringende 
Verdacht der Begehung eines Verbrechens besteht, aus 
der Bewertung mehrerer strafbarer Handlungen, die 
jede für sich ein Vergehen dar stellen würden, in ihrer 
Gesamtheit jedoch den Ausspruch einer Freiheitsstrafe 
von mehr als zwei Jahren erfordern, so kann, wenn 
eine solche Strafe in einem der verletzten Gesetze — 
u. U. unter Berücksichtigung von § 64 Abs. 3 StGB — 
angedroht ist, der Haftgrund des Verbrechens ange­
wandt werden (Ziff. 3.3. letzter Absatz der Richtlinie 
Nr. 27).
Hat der Beschuldigte z. B. in drei verschiedenen Fällen 
persönliches Eigentum durch vorsätzliche Sachbeschädi­
gung (§ 183 Abs. 1 StGB) beschädigt und dadurch je­
weils einen erheblichen Schaden verursacht, ohne daß 
eine Einzelhandlung bereits den Grad einer verbreche­
rischen Sachbeschädigung (§ 184 Ziff. 1 StGB) erreicht, 
so können diese Handlungen in ihrer Gesamtheit ein
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